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1. Instanz

Aktenzeichen S 10 SO 60/15 (Sozialgericht Dessau-
Roßlau)

Datum 12.12.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 SO 29/19
Datum 13.07.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten Ã¼ber einen Anspruch des KlÃ¤gers auf Ã�bernahme der
Kosten fÃ¼r ein motorunterstÃ¼tztes Fahrrad mit drei RÃ¤dern.

Bei dem am â�¦ 1955 geborenen KlÃ¤ger ist nach einem Medianinfarkt im Juni
2014, von dem als Folge insbesondere eine Hemiparese verblieben ist, ein Grad der
Behinderung (GdB) von 50 ohne Merkzeichen anerkannt. Nach dem Gutachten des
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung â�¦ (MDK) vom 16. Februar 2015
zur Feststellung der PflegebedÃ¼rftigkeit nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch
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(Soziale Pflegeversicherung â�� SGB XI) bestand â�� wie auch nach dem
vorausgegangenen Gutachten vom 22. Oktober 2014 â�� ein Pflegebedarf
unterhalb der Pflegestufe I. Der KlÃ¤ger wohne in einer Mietwohnung im
Hochparterre, in die man durch Ã�berwindung mehrerer Stufen bis zur
WohnungseingangstÃ¼r gelange. Die Gehstrecke des KlÃ¤gers betrage nach dem
vom MDK beigezogenen Rehabilitationsentlassungsbericht ohne Hilfsmittel 1.000 m.
Bei der Untersuchung habe sich das Gangbild im Bewegungsablauf etwas
verlangsamt gezeigt. Das linke Bein werde etwas nachgezogen. Ein Rollstuhl sei
nicht vorhanden. Das Gehen im AuÃ�enbereich erfolge in Begleitung und mit
"Einhenkeln" bei der Pflegeperson. Zur Ã¶rtlichen Orientierung auÃ�erhalb der
Wohnung seien eine Begleitung und Orientierungshilfen notwendig. Die
Fahrtauglichkeit des KlÃ¤gers sei fraglich, zumindest eingeschrÃ¤nkt.

Der KlÃ¤ger und seine am â�¦ 1956 geborene Ehefrau bestreiten ihren
Lebensunterhalt aus Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Der KlÃ¤ger
gab gegenÃ¼ber dem beklagten Ã¼berÃ¶rtlichen SozialhilfetrÃ¤ger im Juni 2015
an, Halter eines Pkw mit einer Erstzulassung im August 2011 und einem
Verkehrswert von circa 4.000,00 EUR zu sein, fÃ¼r den er bis zum Jahr 2020 Raten
zahlen mÃ¼sse. Im Ã�brigen verfÃ¼ge er insbesondere Ã¼ber eine
VermÃ¶genspolice bei der â�¦ Versicherung mit einer gesicherten Ablaufleistung
zum 1. Februar 2019 in HÃ¶he von 8.584,10 EUR und einem geschÃ¤tzten
SchlussÃ¼berschussanteil von 241,80 EUR, mit seiner Ehefrau Ã¼ber ein
Sparguthaben auf einem Sparbuch mit einem Guthaben am 1. Juni 2015 in HÃ¶he
von 50,08 EUR und ein Depot mit drei Anlagen bei einer Investmentgesellschaft mit
einem Wert am 31. Dezember 2014 in HÃ¶he von insgesamt 1.009,49 EUR. Seine
Ehefrau verfÃ¼ge neben zwei im Einzelnen nicht durch Unterlagen belegten Policen
mit einer Zertifizierung als gesetzlich gefÃ¶rderter Riesterrente â�� Ã¼ber eine
VermÃ¶genspolice bei der â�¦ Versicherung mit einem Wert zum 1. Juni 2015 in
HÃ¶he von 6.418,72 EUR, fÃ¼r die ein wÃ¤hrend der Vertragslaufszeit vereinbarter
Verwertungsausschluss, nicht aber der Ablauftermin mitgeteilt worden ist.

Die Praktische Ã�rztin Dipl.-Med. F. verordnete dem KlÃ¤ger am 23. April 2015 auf
dem Vordruck fÃ¼r Verordnungen zu Lasten der beigeladenen Krankenkasse, bei
welcher der KlÃ¤ger versichert ist, mit Angabe der Diagnose "I63.5GR â��
Hirninfarkt" ein "Therapierad mit elektronischer UnterstÃ¼tzung". Bei der
beigeladenen Krankenkasse ging neben dieser Verordnung der Kostenvoranschlag
der Neubert OrthopÃ¤die-Technik GmbH & Co. KG fÃ¼r ein Haverich Dreirad 26"
TEK mit ZubehÃ¶r und Radnabenmotor zur TretunterstÃ¼tzung vom 30. April 2015
mit einem Gesamtbetrag (einschlieÃ�lich Mehrwertsteuer) in HÃ¶he von 4.618,14
EUR ein.

Die Beigeladene leitete den Antrag des KlÃ¤gers mit Schreiben vom 8. Mai 2015 auf
der Grundlage von Â§ 14 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (Rehabilitation und
Teilhabe von Menschen mit Behinderung â�� SGB IX) an das Sozialamt des
Landkreises Anhalt-B., dem Ã¶rtlichen SozialhilfetrÃ¤ger fÃ¼r den Wohnort des
KlÃ¤gers (in Folgenden: Landkreis), weiter. Dieser sei der fÃ¼r die Leistung
zustÃ¤ndige TrÃ¤ger, da die beantragte Versorgung in folgenden Punkten Ã¼ber
den Leistungsumfang der gesetzlichen Krankenkasse hinausreiche: Die Benutzung
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eines Fahrrades/Dreirades, ob mit oder ohne Elektromotor, zÃ¤hle nicht zu den
GrundbedÃ¼rfnissen auf MobilitÃ¤t, zu denen nur die Bewegungsfreiheit im
Nahbereich der Wohnung gehÃ¶re. Ein Fahrrad/Dreirad diene vorrangig der
Fortbewegung in der Freizeit. Das ZurÃ¼cklegen lÃ¤ngerer Wegstrecken zÃ¤hle
jedoch nicht zu den allgemeinen GrundbedÃ¼rfnissen des tÃ¤glichen Lebens. Ein
Dreirad mit Elektromotor zÃ¤hle nicht zu den Hilfsmitteln im Sinne des Â§ 33
FÃ¼nften Buches Sozialgesetzbuch (Gesetzliche Krankenversicherung â�� SGB V)
und falle grundsÃ¤tzlich nicht in die Leistungspflicht der gesetzlichen
Krankenversicherung. Vielmehr handele es sich um eine Leistung zur Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben im Rahmen der Eingliederungshilfe.

Am 1. Juni 2015 gingen bei dem Landkreis die Vordrucke zum Antrag auf
GewÃ¤hrung von Sozialhilfe ein. Der Landkreis lehnte den Antrag auf
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r das Fahrrad mit Bescheid vom 4. Juni 2015 im Namen des
Beklagten ab. Der KlÃ¤ger und seine Ehefrau verfÃ¼gten gemeinsam Ã¼ber ein
VermÃ¶gen von 14.132,78 EUR (Sparbuch mit einem Guthaben von 50,08 EUR,
Depotguthaben 1.009,49 EUR, Versicherungspolicen mit RÃ¼ckkaufswerten von
6.654,49 EUR und 6.418,72 EUR), das die Schongrenze des KlÃ¤gers und seiner
Ehefrau von zusammen 3.214,00 EUR (2.600,00 EUR fÃ¼r den KlÃ¤ger und 614,00
EUR fÃ¼r seine Ehefrau) Ã¼bersteige. Bei der Berechnung der
SchonvermÃ¶gensgrenze seien der Wert des Kfz sowie zwei Versicherungen mit
einer mitgeteilten RiesterfÃ¶rderung auÃ�er Betracht geblieben, fÃ¼r welche die
VertrÃ¤ge nicht vorgelegen hÃ¤tten. Medizinische Ermittlungen seien daher nicht
erforderlich.

Der KlÃ¤ger verwies in seinem hiergegen am 23. Juni 2015 eingelegten Widerspruch
auf die erst in den Jahren 2019 bzw. 2020 zur Auszahlung kommenden Leistungen
aus den Versicherungspolicen. Eine Verwertung sei nicht zumutbar. Er sei
gesundheitlich auf das beantragte Dreirad angewiesen.

Der beklagte Ã¼berÃ¶rtliche SozialhilfetrÃ¤ger wies den Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 5. August 2015 aus den GrÃ¼nden des angefochtenen
Bescheides als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die kapitalbildenden Lebensversicherungen
seien nicht nach Â§ 90 Abs. 3 ZwÃ¶lftes Buch Sozialgesetzbuch (Sozialhilfe â�� SGB
XII) berÃ¼cksichtigungsfrei, da eine besondere HÃ¤rte nicht vorliege. Des Weiteren
sei ein VermÃ¶gensverlust bei Verwertung der Lebensversicherung im VerhÃ¤ltnis
zu den eingezahlten BetrÃ¤gen in HÃ¶he von 35 Prozent noch nicht
unwirtschaftlich. Hinzu komme, dass bei der vorgenommenen
VermÃ¶gensermittlung auch der Wert des vorhandenen Kfz nicht berÃ¼cksichtigt
worden sei.

Der KlÃ¤ger hat am 7. September 2015 Klage vor dem Sozialgericht Dessau-
RoÃ�lau erhoben und schlieÃ�lich nur noch beantragt, den Beklagten unter
Aufhebung des Bescheides vom 4. Juni 2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 5. August 2015 zu verurteilen, die Kosten fÃ¼r die
Anschaffung eines Dreirades mit Elektromotor zu Ã¼bernehmen. Er leide auf Grund
der Folgen des Schlaganfalls an motorischen StÃ¶rungen, sei in seiner
GehfÃ¤higkeit erheblich eingeschrÃ¤nkt und kÃ¶nne sich ohne fremde Hilfe nahezu
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nicht im nÃ¤heren hÃ¤uslichen Umfeld aufhalten, fortbewegen oder zum Bahnhof
des Ortes begeben. Um von A nach B zu gelangen, sei er auf seine Ehefrau
angewiesen, die ihn mit dem Kfz befÃ¶rdere. Er benÃ¶tige auch auf kÃ¼rzeren
Wegstrecken deren Obhut und Beobachtung. Er gehe davon aus und hoffe, mit dem
Dreirad wieder ein gewisses MaÃ� an EigenstÃ¤ndigkeit erlangen. Ein
Therapiefahrrad gewÃ¤hrleiste, dass er auf Grund seiner GleichgewichtsstÃ¶rungen
nicht umfalle. Es sei ihm nicht einmal mÃ¶glich, ohne fremde Hilfe seine Mutter im
Ort, die circa einen Kilometer entfernt wohne, aufzusuchen, irgendwelche EinkÃ¤ufe
selbststÃ¤ndig zu tÃ¤tigen oder Arztbesuche wahrzunehmen. Ein Rollator sei auf
Grund der StraÃ�enverhÃ¤ltnisse fÃ¼r die Fortbewegung ungeeignet.

Das Sozialgericht hat mit Beschluss vom 23. MÃ¤rz 2016 die Beiladung bewirkt und
sodann Befundberichte eingeholt. Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie
Hettrich hat in ihrem Befundbericht vom 16. September 2016 mitgeteilt, es
ergÃ¤ben sich aus ihrer Sicht keine konkreten FunktionseinschrÃ¤nkungen bei dem
KlÃ¤ger. Dieser besuche die Praxis, kÃ¶nne dazu vier Stufen steigen und mehrere
Meter ohne Gehhilfe (Gehstock oder Ã�hnliches) gehen. Aus ihrer Sicht seien bei
dem KlÃ¤ger keine Hilfsmittel erforderlich. Dipl.-Med. F. hat unter dem 22.
September 2016 ausgefÃ¼hrt, die Transferleistung des KlÃ¤gers sei gestÃ¶rt. Er
habe Standschwierigkeiten, Unsicherheiten beim Gehen. Es seien bei ihm nur kurze
Gehstrecken mÃ¶glich und das nur mit Hilfe. Bei dem KlÃ¤ger seien Koordination,
Gleichgewicht, Fein- und Grobmotorik gestÃ¶rt sowie die Muskelkraft vermindert. Es
bestehe noch immer eine Sturzneigung. Er sei in seiner BewegungsfÃ¤higkeit
massiv eingeschrÃ¤nkt. Ein Therapierad sei fÃ¼r den KlÃ¤ger das entsprechende
Hilfsmittel, "um all seine Fortbewegungsprobleme im hÃ¤uslichen, sowie im Alltag
zu bewÃ¤ltigen". Ausweislich des beigefÃ¼gten Arztbriefes hat Frau H. dem KlÃ¤ger
am 10. August 2016 Ergo- und Physiotherapie verordnet. BezÃ¼glich der
Einzelheiten wird im Ã�brigen auf Blatt 83 und 87 bis 109 Bd. I der Gerichtsakten
Bezug genommen.

Die Beigeladene hat wÃ¤hrend des Klageverfahrens die sozialmedizinische
Stellungnahme des MDK vom 14. Oktober 2016 eingeholt, in der ausgefÃ¼hrt wird,
bei Erwachsenen â�� anders als bei Kindern â�� erfÃ¼llten Zwei- und DreirÃ¤der
die Funktion des Radfahrens, das nicht zu den GrundbedÃ¼rfnissen des tÃ¤glichen
Lebens gehÃ¶re. Zur Therapie der bei dem KlÃ¤ger vorliegenden Erkrankung
stÃ¼nden andere zielgerechtere und wirtschaftlichere BehandlungsmaÃ�nahmen
zur VerfÃ¼gung (z.B. MaÃ�nahmen der physikalischen Therapie oder Ergo-
Therapie). Es lasse sich bei dem KlÃ¤ger auch keine schwere Gehbehinderung
feststellen, die eine Hilfsmittelversorgung zur Sicherung der MobilitÃ¤t im nahen
Wohnumfeld erforderlich machen wÃ¼rde.

Zu den von dem Beklagten ermittelten Entfernungen zu der fÃ¼r den KlÃ¤ger
nÃ¤chstgelegenen Bushaltestelle, seiner HausÃ¤rztin und der in seinem Wohnort
lebenden Tochter und den BusfahrplÃ¤nen des Ã¶rtlichen Ã�PNV wird auf Blatt 187
bis 196 Bd. I der Gerichtsakten verwiesen.

Das Sozialgericht hat die Klage (mit EinverstÃ¤ndnis der Hauptbeteiligten und der
Beigeladenen ohne mÃ¼ndliche Verhandlung, 202, 207, 210 GA) mit Urteil vom 12.
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Dezember 2018 abgewiesen. Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf Ã�bernahme
der Kosten fÃ¼r die Beschaffung eines Therapierades. Ein solcher Anspruch ergebe
sich nicht aus Â§ 33 Abs. 1 SGB V. Insoweit komme es allerdings nicht darauf an, ob
das begehrte Hilfsmittel im Hilfsmittelverzeichnis (Â§ 139 SGB V) gelistet sei
(Hinweis auf Bundessozialgericht (BSG), Urteil vom 7. Oktober 2010 â�� B 3 KR 5/10
R -, juris). Auch fÃ¼r Erwachsene seien TherapiedreirÃ¤der Hilfsmittel (Hinweis auf
BSG, Urteil vom 30. Januar 2001 â�� B 3 KR 6/00 R -, juris; und Landessozialgericht
(LSG) Berlin-Brandenburg, Urteil vom 17. Oktober 2012 â�� L 9 KR 392/10 -, juris).
Das Fahrrad diene hier nicht der Sicherung des Erfolgs einer Krankenbehandlung
und sei fÃ¼r eine solche auch nicht erforderlich im Sinne des Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 1.
Alternative SGB V. Der von der Rechtsprechung fÃ¼r die Versorgung mit einem
solchen Fahrrad geforderte enge Zusammenhang zu einer andauernden, auf einem
Ã¤rztlichen Therapieplan beruhenden Behandlung (Hinweis auf BSG, Urteil vom 7.
Oktober 2010, a.a.O.) sei hier nicht erkennbar. Insbesondere aus dem
Befundbericht von Dipl.-Med. F. vom 22. September 2016 ergebe sich ein solcher
konkreter Therapieplan nicht. Das Dreirad sei auch nicht zum hier mittelbaren
Behinderungsausgleich nach Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 3. Alternative SGB V erforderlich,
weil die Krankenkassen nur solche Hilfsmittel zur VerfÃ¼gung stellen mÃ¼ssten,
die dem GrundbedÃ¼rfnis dienten, sich in der eigenen Wohnung zu bewegen und
diese zu verlassen, um bei einem kurzen Spaziergang "an die frische Luft zu
kommen" oder die Ã¼blicherweise im Nahbereich der Wohnung liegenden Stellen
zu erreichen, an denen AlltagsgeschÃ¤fte zu erledigen seien. Der KlÃ¤ger sei in der
Lage, sich im Nahbereich fortzubewegen. Er habe keine schwere Gehbehinderung.
Die ggfs. erforderliche Versorgung mit einem Rollator lehne der KlÃ¤ger ab bzw.
habe diese nicht beantragt. Das Fahrradfahren selbst gehÃ¶re nicht zu den
GrundbedÃ¼rfnissen des tÃ¤glichen Lebens (Hinweis auf BSG, Urteil vom 7.
Oktober 2010, a.a.O.). Der KlÃ¤ger habe auch keinen Anspruch auf
Eingliederungshilfe nach den Â§Â§ 54, 55 SGB XII in Verbindung mit Â§ 55 Abs. 2 Nr.
3 und Nr. 7 SGB IX. FÃ¼r die Teilhabe des KlÃ¤gers am gemeinschaftlichen und
kulturellen Leben sei das Dreirad nicht erforderlich. Im Einzelfall erforderlich und
geeignet im Sinne des hier anzuwendenden Â§ 9 Abs. 3 der Eingliederungshilfe-
Verordnung (EinglHV) sei das Fahrrad nicht, weil es am MaÃ�stab der individuellen
Lebenssituation, BedÃ¼rfnisse und WÃ¼nsche des KlÃ¤gers und Art und AusmaÃ�
seiner Behinderung hier nicht unentbehrlich zum Erreichen der Eingliederungsziele
sei (zu dem MaÃ�stab Hinweis auf BSG, Urteile vom 20. September 2012 â�� B 8 SO
15/11 R -; vom 23. August 2013 â�� B 8 SO 24/11 R -, vom 12. Dezember 2013 â�� 
B 8 SO 18/12 R -, sÃ¤mtlich juris). Dem KlÃ¤ger stÃ¼nden hier insoweit andere
MÃ¶glichkeiten als die Benutzung des Dreirades zur VerfÃ¼gung. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne EinkaufsmÃ¶glichkeiten und Ã�rzte durch die Nutzung Ã¶ffentlicher
Verkehrsmittel erreichen. Nach EinschÃ¤tzung von Dipl.-Med. H. sei die Gehstrecke
des KlÃ¤gers nur subjektiv eingeschrÃ¤nkt. Sie habe ihre EinschÃ¤tzung mitgeteilt,
der KlÃ¤ger kÃ¶nne mehrere Meter ohne Hilfsmittel gehen. Es sei nicht ersichtlich,
dass die Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel ausgeschlossen sei. Der KlÃ¤ger
erhalte zudem UnterstÃ¼tzung durch seine Ehefrau, welche ihn auch mit dem Auto
fahre. Das Gericht verkenne nicht, dass das Therapiedreirad die LebensqualitÃ¤t
des KlÃ¤gers verbessern wÃ¼rde. Damit seien allerdings die Voraussetzungen fÃ¼r
eine KostenÃ¼bernahme durch den Beklagten nicht erfÃ¼llt.
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Der KlÃ¤ger hat gegen das ihm am 6. Mai 2019 zugestellte Urteil des Sozialgerichts
am 6. Juni 2019 Berufung bei dem Landessozialgericht â�¦ eingelegt. Zur
BegrÃ¼ndung hat er sein Vorbringen aus der ersten Instanz wiederholt und vertieft.
Die Anschaffung eines derartigen Therapierades sei erforderlich und notwendig, um
den Erfolg der Krankenbehandlung bei ihm zu sichern. Es seien weitere
Ermittlungen durch Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens erforderlich, die
ergeben wÃ¼rden, dass er seinen Anspruch auf Versorgung mit dem Dreirad auf Â§
33 Abs. 1 Satz 2 3. Alternative SGB V (Behindertenausgleich) stÃ¼tzen kÃ¶nne.

Der KlÃ¤ger beantragt ausdrÃ¼cklich:

Das Urteil des SG Dessau-RoÃ�lau vom 12.12.2018 sowie der Bescheid des
Landkreises Anhalt-B. vom 04.06.2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
05.08.2015 wird aufgehoben.

Der Beklagte wird verurteilt, dem KlÃ¤ger die Kosten fÃ¼r die Anschaffung eines
Dreirades (Therapiedreirades) mit Elektromotor gemÃ¤Ã� Antrag zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt. Hier fehle es insbesondere an der
Einbindung des Dreirades in ein Ã¤rztliches Therapiekonzept, das bereits
Bestandteil der Ã¤rztlichen Verordnung hÃ¤tte sein mÃ¼ssen.

Die Beteiligten sind mit richterlichem Schreiben vom 18. Dezember 2019 zu einer
Entscheidung des Senats durch Beschluss gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4
Sozialgerichtsgesetz (SGG) angehÃ¶rt worden (Zustellung Beigeladene am 23.
Dezember 2019, KlÃ¤ger am 27. Dezember 2019, Beklagte am 2. Januar 2020). Die
Beteiligten haben sich nachfolgend nicht mehr geÃ¤uÃ�ert.

Im Ã�brigen wird zu dem Sach- und Streitstand auf den Inhalt der Gerichtsakten
und der Verwaltungsakten des Beklagten und der Beigeladenen Bezug genommen,
der Gegenstand der Entscheidungsfindung des Senats gewesen ist.

II.

Der Senat hat nach AnhÃ¶rung der Beteiligten Ã¼ber die Berufung nach Â§ 153
Abs. 4 SGG durch Beschluss entscheiden kÃ¶nnen, da die Berufsrichter das
Rechtsmittel einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung
nicht fÃ¼r erforderlich halten. Die Beteiligten sind hierzu vor der Entscheidung
gehÃ¶rt worden.

Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen.
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Die Klage ist unzulÃ¤ssig, soweit diese sich auf eine Hilfsmittelversorgung zu Lasten
der Beigeladenen im Rahmen der Krankenbehandlung auÃ�erhalb von Leistungen
der medizinischen Rehabilitation richtet. Insoweit ist der Beklagte weder
unmittelbar noch in seiner ZustÃ¤ndigkeit als zweitangegangener
RehabilitationstrÃ¤ger zustÃ¤ndig und hat damit in seiner ZustÃ¤ndigkeit nicht die
erforderliche Verwaltungs- und Widerspruchsentscheidung getroffen, die
Klagevoraussetzung ist. Auch im Rahmen der Beiladung nach Â§ 75 Abs. 4 SGG
kann die Verurteilung eines SozialversicherungstrÃ¤gers ohne dessen eigene
Entscheidung Ã¼ber den Anspruch nur erfolgen, soweit er fÃ¼r dieselbe Leistung
zustÃ¤ndig ist und deshalb der mit der Klage angefochtene Bescheid auch
gegenÃ¼ber ihm gilt, d.h. nur ein Wechsel der zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde stattfindet.

Der angefochtene Bescheid des Beklagten ist, soweit er mit der zulÃ¤ssigen Klage
angefochten ist, rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger deshalb nicht in seinen
Rechten (Â§Â§ 153 Abs. 1, 54 Abs. 2 Satz 1 SGG). Er hat keinen Anspruch auf die
Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r ein Fahrrad mit drei RÃ¤dern und Hilfsmotor. Der
Begriff "Therapierad" oder "Therapiedreirad" ist eine Klassifizierung im
Wesentlichen fÃ¼r eine AusrÃ¼stung fÃ¼r Menschen mit Behinderungen, ohne
dass hiermit eine Zielsetzung im Sinne einer Krankenbehandlung durch das Fahrrad
zwingend verknÃ¼pft ist.

FÃ¼r die mit der Klage verfolgte Versorgung mit einem Fahrrad besteht sowohl
fÃ¼r eine Leistung der medizinischen Rehabilitation als auch fÃ¼r eine Leistung der
Eingliederungshilfe ein Auswahlermessen des RehabilitationstrÃ¤gers, sodass eine
Verurteilung zur Leistung regelmÃ¤Ã�ig nicht in Betracht kommt. Eine Ausnahme
bilden nur die FÃ¤lle einer Ermessensreduzierung auf Null. Eine solche
Ermessensreduzierung liegt im vorliegenden Rechtsstreit bereits wegen der
Produktpalette fÃ¼r FahrrÃ¤der mit StÃ¼tzrÃ¤dern, Zusatzmotor etc. nicht vor.

Der Beklagte war auch als Minus zu dem vom KlÃ¤ger verfolgten Antrag nicht zu
verpflichten, Ã¼ber den Antrag unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts
auf der Grundlage der Regelungen des Â§ 131 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 SGG erneut
zu entscheiden. Nach Â§ 131 Abs. 3 SGG ist im Urteil die Verpflichtung
auszusprechen, den KlÃ¤ger unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts zu
bescheiden, wenn das Gericht die Unterlassung eines Verwaltungsaktes fÃ¼r
rechtswidrig hÃ¤lt. Der Anwendungsbereich dieser Regelungen ist insbesondere
erÃ¶ffnet, wenn ein Ermessen der BehÃ¶rde besteht (vgl. z.B. Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG Kommentar, 12. Aufl. 2017, Â§ 131 RdNr.
12). Ein Ausfall, eine Unterschreitung oder ein Fehlgebrauch des Ermessens durch
den Beklagten ist hier im Ergebnis nicht gegeben, weil die Voraussetzungen fÃ¼r
die begehrte Leistung unter keinem Gesichtspunkt erfÃ¼llt sein kÃ¶nnen. Die
Aufhebung einer BehÃ¶rdenentscheidung auf Grund eines nicht oder nicht
hinreichend ausgeÃ¼bten Ermessens kommt dann nicht in Betracht, wenn die
erneute Entscheidung in eine Ablehnung des Antrages mÃ¼nden muss (vgl.
insoweit zu den allgemeinen GrundsÃ¤tzen der Neubescheidung, die auf das
Sozialprozessrecht Ã¼bertragbar sind, z.B. Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom
20. Oktober 2004 â�� 1 C 15/03 -, juris, RdNr. 15 und Leitsatz Nr. 10).
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Als zweitangegangener RehabilitationstrÃ¤ger hat der Beklagte die
AlleinzustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber einen Anspruch des KlÃ¤gers, da
er als Ã¼berÃ¶rtlicher SozialhilfetrÃ¤ger RehabilitationstrÃ¤ger im Sinne des Â§ 6
SGB IX ist (vgl. BSG, Urteil vom 21. August 2008 â�� B 13 R 33/07 R -, juris).

Der KlÃ¤ger kann die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r das Dreirad nicht im Rahmen von
Leistungen der medizinischen Rehabilitation nach MaÃ�gabe des SGB V oder des
SGB XII verlangen.

In Bezug auf den Inhalt der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, die hier
begehrt werden, weil das Dreirad nicht Gegenstand einer Anwendung durch Dritte
im Rahmen einer Behandlung durch einen Arzt oder einen nichtÃ¤rztlichen
Leistungserbringer, sondern von dem KlÃ¤ger eigenstÃ¤ndig und nach seinen
Vorstellungen eingesetzt wird, ergibt sich eine BeschrÃ¤nkung auch des
SozialhilfetrÃ¤gers sowohl in Bezug auf die Abgrenzung zwischen
Krankenbehandlung und medizinischer Rehabilitation als auch auf den
Leistungsumfang der gesetzlichen Krankenversicherung (vgl. z.B. Bieritz-Harder in
LPK-SGB XII, 11. Aufl. 2018, Â§ 54 RdNr. 6ff.). Einem Leistungsanspruch des
KlÃ¤gers mit einem Hilfsmittel im Rahmen von Leistungen der medizinischen
Rehabilitation steht hier vor diesem Hintergrund bereits entgegen, dass der KlÃ¤ger
primÃ¤r den Zweck der Teilhabe, nicht aber eines auf seinen KÃ¶rper einwirkenden
therapeutischen Erfolges verfolgt. Von Seiten der verordnenden und die
Hilfsmittelversorgung befÃ¼rwortenden behandelnden Ã�rztin ist ein medizinisches
Behandlungsziel weder im Rahmen der maÃ�gebenden Verordnung genannt noch
in der Folgezeit formuliert worden. Ein durch die Versorgung des KlÃ¤gers mit
einem motorunterstÃ¼tzen Fahrrad zu erreichendes Therapieziel ist auch dem
Akteninhalt nicht zu entnehmen. Dass die Folgen des Schlaganfalles als solche
durch die Benutzung eines Fahrrades ganz oder teilweise zurÃ¼ckgebildet werden
kÃ¶nnten, erschlieÃ�t sich nicht. Damit ist auch nicht erkennbar, welche
medizinischen Feststellungen durch ein SachverstÃ¤ndigengutachten, dessen
Fehlen der KlÃ¤ger gerÃ¼gt hat, der Klage zum Erfolg verhelfen kÃ¶nnten.
Vielmehr dringt der KlÃ¤ger im Wesentlichen auf den Ausgleich des durch seine
Erkrankung eingetretenen Verlustes der sozialen Teilhabe, dessen Abmilderung
nicht mit einer Therapie der Krankheit gleichzusetzen ist.

Hier kommt auch eine Verpflichtung des Beklagten im eigenen
ZustÃ¤ndigkeitsbereich als SozialhilfetrÃ¤ger durch die GewÃ¤hrung von
Leistungen der Eingliederungshilfe nicht in Betracht. Zu den im konkreten Einzelfall
des KlÃ¤gers nicht erfÃ¼llten Voraussetzungen eines Anspruchs auf
Eingliederungshilfe durch Finanzierung des motorunterstÃ¼tzten Fahrrades â�� im
Wesentlichen unter dem Gesichtspunkt eines Zugewinns an Autonomie und
MobilitÃ¤t â�� wird vollumfÃ¤nglich auf die zutreffenden GrÃ¼nde der
angefochtenen Entscheidung des Sozialgerichts nach Â§ 153 Abs. 2 SGG verwiesen,
die der Senat sich nach eingehender PrÃ¼fung zu eigen macht und die auch die
ZurÃ¼ckweisung der Berufung tragen.

Der Senat kann damit dahinstehen lassen, dass die Sach- und Rechtslage zum
Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung bei noch nicht abgeschlossenen
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Sachverhalten hier nicht dazu fÃ¼hren muss, dass die mit Wirkung zum 1. April
2017 angehobenen allgemeinen VermÃ¶gensschonbetrÃ¤ge (Zweite Verordnung
zur Ã�nderung der Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des Â§ 90 Abs. 2 Nr. 9 des SGB
XII, BGBl. I S. 519) oder der durch das Gesetz zur StÃ¤rkung der Teilhabe und
Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen ab dem 1. Januar 2017 fÃ¼r
die Eingliederungshilfe vorgesehene zusÃ¤tzliche Betrag fÃ¼r die LebensfÃ¼hrung
(Â§ 60a SGB XII, BTHG vom 23. Dezember 2016, BGBl. I, S. 3234) auf den
vorliegenden Fall anzuwenden sind. Insoweit handelt es sich weder um Regelungen
des Prozessrechts noch ist eine vom Gesetzgeber gewollte Erstreckung der
Regelungen auf bereits beschiedene Sachverhalte erkennbar (vgl. hierzu z.B. BSG,
Urteil vom 27. Februar 2019 â�� B 8 SO 15/17 R -, juris, RdNr. 22, BSG, Urteil vom
26. Februar 2020 â�� B 5 R 1/19 R -, juris, RdNr. 13). Vielmehr ist hier davon
auszugehen, dass der von dem KlÃ¤ger geltend gemachte Bedarf durch Verwertung
des vorhandenen VermÃ¶gens zum Zeitpunkt der RechtsÃ¤nderung bereits zu
decken war und er sich durch das Zuwarten mit der Bedarfsdeckung nach dem
bereits abgelehnten Antrag eine gÃ¼nstigere Rechtsposition fÃ¼r einen bereits in
der Vergangenheit entstandenen und abzudeckenden sozialhilferechtlichen Bedarf
nicht schaffen kann. Nach MaÃ�gabe des Â§ 90 SGB XII in der zum Zeitpunkt der
letzten BehÃ¶rdenentscheidung geltenden Fassung wurde von dem Beklagten das
zu verwertende VermÃ¶gen des KlÃ¤gers zutreffend ermittelt. Im Ã�brigen sind von
dem KlÃ¤ger zwei zu berÃ¼cksichtigende VersicherungsvertrÃ¤ge auch auf
gerichtliche Aufforderung nicht vollstÃ¤ndig vorgelegt worden. Dem kann auch der
ggf. mit dem Versicherungsunternehmen vereinbarte Ausschluss der Verwertung
der Versicherung nicht entgegengehalten werden, da ein solcher nicht
uneingeschrÃ¤nkt zu Lasten des SozialhilfetrÃ¤gers wirkt (vgl. BSG, Urteil vom 25.
August 2011 â�� B 8 SO 19/10 R -, juris). Die dargelegte Zertifizierung als Produkt,
fÃ¼r das eine Riester-FÃ¶rderung gewÃ¤hrt werde kann, belegt nicht, ob es sich
tatsÃ¤chlich um geschÃ¼tztes VermÃ¶gen im Sinne des Â§ 90 Abs. 2 Nr. 2 SGB XII
handelt. Vielmehr ist insoweit die tatsÃ¤chliche staatliche FÃ¶rderung maÃ�gebend,
die im Ã�brigen nach der bis zum 31. Dezember 2017 geltenden Rechtslage auf
FÃ¶rderungshÃ¶chstbetrÃ¤ge begrenzt war (vgl. zur Rechtsentwicklung z.B. Mecke
in JurisPraxiskommentar zum SGB XII, 3. Aufl. 2020, Â§ 90 RdNr. 62 f.). Auch die
Verwertung des von dem KlÃ¤ger nicht mehr selbst gesteuerten Kfz fÃ¼r die
gewÃ¼nschte Erweiterung einer eigenbestimmten MobilitÃ¤t mit einem
motorunterstÃ¼tzen Fahrrad erscheint fÃ¼r den Senat nicht unzumutbar. Vor dem
Hintergrund, dass der KlÃ¤ger und seine Ehefrau ihren Lebensunterhalt vollstÃ¤ndig
aus Renten der gesetzlichen Rentenversicherung bestreiten kÃ¶nnen, ist in dem
Einsatz der vorhandenen Mittel zum Erreichen einer besseren sozialen Teilhabe
wÃ¤hrend des Ruhestandes auch eine besondere HÃ¤rte, die einer Verwertung
nach Â§ 90 Abs. 3 SGB XII entgegenstehen kÃ¶nnte, nicht zu sehen. Im Ã�brigen
wÃ¤re auch unter Anwendung der aktuellen SchonbetrÃ¤ge fÃ¼r Leistungen der
medizinischen Rehabilitation zu berÃ¼cksichtigen, dass die Versicherungen
teilweise inzwischen fÃ¤llig geworden sind und sich die BetrÃ¤ge gegenÃ¼ber dem
Zeitpunkt der letzten BehÃ¶rdenentscheidung weiter erhÃ¶ht haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision im Sinne von Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen
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nicht vor. Es handelt sich um eine Einzelfallentscheidung auf gesicherter
Rechtsgrundlage, ohne dass der Senat von einer Entscheidung der in Â§ 160 Abs. 2
Nr. 2 SGG genannten Gerichte abweicht.
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